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Soziale
Selektion
Ein Tabu deutscher Bildungspolitik
wankt: Politiker und Professoren
fordern Studiengebühren.

ie rund 3600 Studenten derFach-
hochschule Lüneburg waren geD schockt. AnfangNovember bekam

jeder von ihnenohneVorwarnung einen
Bescheid über1000 Mark Studienge-
bühren, aufamtlichemPapier. Werwei-
terhin studierenwolle, hieß es in dem
Schreiben, müsse künftig halbjährlich
zahlen, rückwirkend zum 1.Oktober.

Die angehenden Ökonomen,Bau-
ingenieure undSozialpädagogensowie
viele Eltern bombardierten dieHoch-
schulverwaltung mit empörtem Protest.

Der Aufschrei war verfrüht, die Akti
on von Studenteninszeniert.Doch un-
realistisch war die Sachenicht. Letzte
Woche debattierte die Hochschulrekt
renkonferenz (HRK) auf ihrerVollver-
sammlung inBonn über ein Gebühren
modell, wonach jeder Student pro S
mester1000Mark berappensoll, um die
Finanznot der Universitäten zu linder

Studiengebühren, inDeutschland vo
drei Jahrzehntenabgeschafft, sindpoli-
tisch wieder salonfähig.

Die 240 Rektoren verabschiedete
den Vorschlag zur Semestergebührzwar
nicht, doch der Geldmangeldroht bis-
langeherne Grundsätze derBildungspo-

* Mit Unterschriftenlisten von Studenten gegen
Studiengebühren.
Rektoren-Präsident Erichsen*: Hilfeschre
litik – Chancengleichheit undBildungs-
freiheit – aufzuweichen. Die Diskussio
ist nichtmehr zu stoppen: Wie können d
Studierenden an den Kosten für ihre Au
bildung beteiligt werden? Wo kann a
den Hochschulen weiter gespartwerden?
Wie läßt sich dieZahl der Studenten re
duzieren?

Studiengebühren sind politisch in der
Bundesrepublik (noch)nicht durchsetz
bar. Anke Brunn,SPD-Wissenschafts
ministerin in Nordrhein-Westfalen
nannte den HRK-Vorschlag „unver-
ständlich“,Bayerns KultusministerHans
Zehetmair (CSU) warnte voreinem
„sozialen Numerus clausus“, und de
sächsische WissenschaftsministerHans
Joachim Meyer (CDU) hältStudienge-
bühren „grundsätzlich nicht für die Lö-
sung desProblems der Hochschulfinan
zierung“.

Aber die Ablehnungsfront bröckelt
SPD-BildungspolitikerPeter Glotz be-
fürwortet Studiengelder ebenso wie d
Berliner WissenschaftssenatorManfred
Erhardt (CDU). Hans-Uwe Erichsen
Präsident derHRK, will den Ruf nach
Studiengebühren zwar vor allem als
„Hilfeschrei“ der überforderten und vo
der Politik im Stich gelassenenHoch-
schulenverstandenwissen,doch Teilneh-
mer der Rektorenkonferenz berichtete
es gebeunter den Uni-Präsidenten be
reits eineknappe Mehrheit dafür.

Unbestritten ist die Finanznot d
Hochschulen: Im aktuellen Wintersem
ster drängensich über 1,9Millionen Stu-
denten auf nur 970 000Studienplätzen.
Der Bundvernachlässigt denHochschul-
bau, an vielen Unis verrotten Unter-
richtsgebäude undLaboratorien –allein
1995 fehlt eine Milliarde Mark für In-
standhaltung undNeubau.

Einige Bundesländer streichen trotz
der Überlastung Professoren- und D
zentenstellen. Die UniversitätHamburg
etwa muß aufAnordnung desSenats jede
i der Universitäten
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zweite freiwerdendeWissenschaftsstell
einsparen, in Niedersachsensollen in den
nächsten vierJahren über1100 derinsge-
samt 14 000 Uni-Stellenwegfallen, die
GroßeKoalition in Berlin reduziert die
Studienplätze in derHauptstadt von
115 000 auf 100 000.Dabeiwird sichbun-
desweit die jährlicheZahl der Erstse-
mestler bis zur Jahrtausendwende v
derzeit 270 000 auf 340 000 bis 380 0
erhöhen.

„Durch die Gebührendiskussionsoll
vom Studium abgeschreckt werden“,sagt
Brigitte Kante, 25,Sprecherin desStu-
denten-Dachverbandes Freier Zusa
menschluß von StudentInnenschaft
Die Studienkosten würden mehr auf de
einzelnen verlagert, was zu einer„knall-
hartensozialen Selektion“ führe.

Erfahrungen derUniversität Zürich
belegen, daß Studiengebühren tatsäch-
lich vom Studiumabhalten. Nachdem a
der SchweizerHochschule die Gebühren
Die Tageszeitung
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in den letztenJahren von 300 auf 60
Franken proSemester verdoppeltwur-
den und die günstige Krankenversich
rung für Studierendewegfiel, ging die
Zahl der Immatrikulierten umfast ein
Viertel zurück.

Auch die BonnerRegierungskoalition
betreibt Abschreckungspolitik, haup
sächlich mit Hilfe der Pläne vonBil-
dungsminister Jürgen Rüttgers zu

Bundesausbildungsförderungsgeset
(Bafög). Nach den Vorstellungen d
CDU-Politikers sollen Bafög-Darlehen
ab Herbst1996 mit marktüblichen Zin-
sen von etwa 8,5 Prozent belastetwer-
den. Studenten, die den Höchstsatz von
945 Mark pro Monat erhalten, und d
sind die sozialschwächsten, hätten dann
statt bisher rund 35 000 etwa 70 000
Mark Schulden nach demExamen. Die
Hälfte der Bafög-Gelderwird alsDarle-
hen gegeben,bislang zinsfrei.

Insgesamt ist dieZahl der Bafög-
Empfänger seit Mitte der siebzigerJah-
re um mehr als ein Drittel gesunke
1994 erhielten in denwestlichen Län-
dern nurnoch24,2Prozent der Studen
ten eineUnterstützung,weil die Bemes-
sungsgrenze der elterlichenEinkommen
-
.

nicht entsprechend derEntwicklung der
Lebenshaltungskosten erhöht wurde.

Unrealistisch scheint dieErwartung
von Bildungspolitikern undRektoren,
durch Gebührenseien die zu langen Stu
dienzeiten zu verkürzen. Bereitsheute
jobben rund 60 Prozent der angehend
Akademiker regelmäßig, um ihren Le
bensunterhalt zufinanzieren – zusätzli-
che Kosten würden dasStudium vieler
Studenten eherverlängern.

Auch die Hoffnung,durch denStu-
denten als zahlenden Kunden werde
sich dieLehre an denHochschulenver-
bessern, istkaum begründet, solange
zwischen denUniversitäten in der Bun
desrepublik kein Wettbewerb stattfind
und die Professoren nicht nachLei-
stung, sondern alsBeamtenach Funkti-
on und Dienstalter entlohnt werden.

In einigeneuropäischen Ländern, et-
wa in Österreich, Schweden, Dänemark
und Griechenland, werden wie
Deutschland kein
Studiengebührenerho-
ben. In Italien und
Frankreich müssen
Studenteneinige hun-
dert Mark pro Jah
zahlen, in Frankreich
unterwerfen sie sich
sogar einem unerbittli
chen Auslesesystem
das in Deutschland z
Revolten führenwür-
de. In den Niederlan
den sind garmehr als
2000Gulden fällig – al-
lerdings erhält jeder
holländische Student
ein Stipendium von
rund 7000 Gulden jährlich, unabhängig
vom Einkommen der Eltern. Ähnliche
Regelungengibt es inGroßbritannien.

Abschreckend auf deutscheBildungs-
politiker wirkt vor allem das Beispiel de
USA. Dortsind Gebührenzwischen2000
und 40 000 Mark üblich. VieleElternver-
schuldensichhoch, um ihren Kindern di
Ausbildung an einer guten Hochschule
ermöglichen – im egalitärenDeutschland
besteht kaum einAnsehensunterschie
zwischen denUnis.

Mehr Geldallein kann dieMisere der
deutschen Hochschulen ohnehinnicht
beseitigen. Siebrauchen ein moderne
Management mit Kostenrechnung u
Effizienzkontrolle, die Studienzeite
müssenverkürzt und die Prüfungsord-
nungen entrümpelt werden.

Daß es bei der Forderung nachStu-
diengebühren nicht nur um Bildungs
idealegeht, machte die Rektorenkonf
renz letzte Wocheklar. In dem von de
HRK vorgestellten Modell steht die Fo
derung, einenTeil des soeinkommenden
Geldes den Professoren als„Leistungs-
anreiz“ für gutenUnterricht zukommen
zu lassen –beiweiterlaufenden opulente
Beamtengehältern. Y


